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I. Begründung 

1. Grundlagen der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 26 „Birken-
kamp“ 

1.1 Rechtsgrundlagen des Bebauungsplanes 

a) Baugesetzbuch – BauGB 
b) Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsver-

ordnung) – BauNVO 
c) Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 

Planinhaltes (Planzeichenverordnung) – PlanZV 
d) Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG 
e) Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz – NKomVG 
f) Niedersächsische Bauordnung – NBauO 

jeweils in der zurzeit geltenden Fassung. 

1.2 Aufstellungsbeschluss 

Der Rat der Gemeinde Bad Rothenfelde hat in seiner Sitzung am 14.09.2017 die 
Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 26 „Birkenkamp“ beschlos-
sen.  

1.3 Geltungsbereich der 1. Änderung 

Der Geltungsbereich der 1. Änderung liegt in der Gemeinde Bad Rothenfelde, 
nördlich des Birkenkamp und südlich des Erlenweges Er umfasst dort die Flurstü-
cke 176, 177, 178, 179, 180, 181 und 182/2 sowie Teilflächen der Flurstücke 174/1, 
184/1 und 185/1 der Flur Nr. 10, Gemarkung Bad Rothenfelde. 

Die Lage des Planungsgebietes ist aus der Übersichtskarte dieser Begründung 
ersichtlich (vgl. Deckblatt). 

Der räumliche Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 26 „Bir-
kenkamp“ ist in der Planzeichnung festgesetzt. Der Geltungsbereich hat eine 
Größe von ca. 0,8 ha. 

1.4 Flächennutzungsplan 
Entwicklungsgebot gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB 

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Bad Rothenfelde weist für den Geltungs-
bereich eine Wohnbaufläche gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO aus. Die im Bebau-
ungsplan festgesetzte Art der baulichen Nutzung Allgemeines Wohngebiet (WA) 
wird in diesem Änderungsverfahren des Bebauungsplanes nicht verändert. Somit 
sind die Festsetzungen der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 26 „Birken-
kamp“ aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. Eine Änderung des Flächennut-
zungsplanes ist nicht erforderlich. 

1.5 Verfahren 

Der Bebauungsplan wird im vereinfachten Verfahren gemäß § 13a BauGB aufge-
stellt. Die Prüfung des Geltungsbereiches hat ergeben, dass eine Grundfläche von 
20.000 m² nicht erreicht wird und die Grundzüge der Planung nicht berührt werden. 
Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine Maßnahme der Nachverdichtung und 
damit kann der Bebauungsplan als Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. 
§ 13a BauGB aufgestellt werden. 
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Trotz des beschleunigten Verfahrens soll auf eine umfassende Beteiligung der Öf-
fentlichkeit und der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange nicht ver-
zichtet werden. Daher wird vor der öffentlichen Auslegung, eine frühzeitige Betei-
ligung gem. § 4 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 BauGB durchgeführt. 

2. Planungsanlass, -ziele 

Die Neuausweisung von Wohnbauflächen ist, vor allem vor dem Hintergrund des 
schonenden Umgangs mit der begrenzten Ressource Boden, dringend zu vermei-
den. Die Gemeinde Bad Rothenfelde verfolgt daher die Strategie der Nachverdich-
tung auf bereits vorhandenen Wohnbauflächen innerhalb ihres Gemeindegebie-
tes. Dies führt dazu, dass eine Inanspruchnahme von beispielsweise im Außenbe-
reich liegenden Flächen reduziert werden kann. 

Vor dem Hintergrund der BauGB-Novellierung aus dem Jahre 2013 sind Kommu-
nen gehalten, eine städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der 
Innenentwicklung zu betreiben (§ 1 Abs. 5 BauGB). Für die verhältnismäßig gro-
ßen und tiefen Baugrundstücke des Plangebietes soll durch die Erweiterung des 
überbaubaren Bereiches die Möglichkeit einer Bebauung in 2. Reihe geschaffen 
werden. Diese Optionen der Nachverdichtung sind regelmäßig einer Flächeninan-
spruchnahme und Erweiterung am Siedlungsrand vorzuziehen. 

Anlass für die nachträgliche Änderung des überbaubaren Bereiches ist das Bau-
begehren der Grundstückseigentümer.  

Die Nutzungsart Allgemeines Wohngebiet (WA) wird gegenüber der Ursprungs-
planung nicht verändert. Es wird jedoch in Teilbereichen das Maß der baulichen 
Nutzung angepasst und Festsetzungen zur Trauf- und Firsthöhe getroffen. Diese 
Festsetzungen sollen sicherstellen, dass im Blockinnenbereich keine zu hohe 
Dichte entsteht und der Siedlungsfrieden gewahrt bleibt. 

Da es sich bei der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 26 „Birkenkamp“ um 
eine Nachverdichtung von Flächen innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 
Bereiches handelt, wird die 1. Änderung des Bebauungsplanes im beschleunigten 
Verfahren gemäß § 13a BauGB erfolgen. Ein Umweltbericht ist nicht erforderlich. 

3. Inhalt des Bebauungsplanes 

3.1 Art der baulichen Nutzung 

Der Geltungsbereich wird als Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO fest-
gesetzt. Zulässig sind im WA 1 und im WA 2 nur die regelmäßig zulässigen Nut-
zungen gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO: 

− Wohngebäude, 

− die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirt-
schaften, sowie nicht störenden Handwerksbetriebe, 

− Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwe-
cke 

Sämtliche ausnahmsweise zulässige Nutzungen gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO wer-
den gemäß § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO ausgeschlossen. Diese würden den ge-
wachsenen Charakter des Wohngebietes nachhaltig stören und werden daher für 
unzulässig erklärt. 
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3.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird im WA 1 und im WA 2 differenziert festge-
setzt: 

 

WA 1: 

Im WA 1 wird das Maß der baulichen Nutzung mit der Zahl der Vollgeschosse Z = I 
und einer Grundflächenzahl GRZ = 0,3 festgesetzt.  

Gemäß § 31 Abs. 1 BauGB sind kann die Baugenehmigungsbehörde im Einver-
nehmen mit der Gemeinde Bad Rothenfelde Ausnahmen von der Zahl der Vollge-
schosse zulassen, wenn es sich hierbei um Dachgeschosse handelt, die im Sinne 
des § 18 BauNVO in Verbindung mit § 2 Abs. 6 NBauO als Vollgeschosse gelten.  

3.2.1 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden  

Um den Charakter einer Einfamilienhaussiedlung zu gewährleisten wird darüber 
hinaus die Anzahl der Wohnungen auf 2 Wohneinheiten pro Einzelhaus festge-
setzt, d. h 2 Wohneinheiten pro Gebäude. Dadurch wird eine maßvolle Verdich-
tung im Geltungsbereich des Bebauungsplanes angestrebt. 

3.2.2 Bezugspunkte/Höhe baulicher Anlagen 

a) Bezugspunkte 

Unterer Bezugspunkt für die Ermittlung der Höhe der baulichen Anlagen ist die 
Fahrbahnoberkante (Mittelachse) der nächstgelegenen Verkehrsfläche, gemes-
sen in der Mitte der geplanten, straßenseitigen Fassade des Hauptgebäudes. 
Steigt oder fällt das Gelände vom Bezugspunkt zur Mitte der straßenseitigen Ge-
bäudeseite, so ist die Höhe um das Maß der natürlichen Steigung oder des Gefäl-
les zu verändern. 

Oberer Bezugspunkt für die Ermittlung der Höhe der baulichen Anlagen ist die 
Firsthöhe (FH). Bei Gebäuden mit Flachdach gilt als oberer Bezugspunkt die Höhe 
der Attika. Wird keine Attika gebaut, ist der obere Bezugspunkt die Oberkante des 
Flachdaches an der Schnittstelle der Außenwand mit der Dachhaut. 

b) Firsthöhe/Höhe baulicher Anlagen 

Die Firsthöhe (FH) der Gebäude) wird gemessen vom unteren Bezugspunkt bis 
zum oberen Bezugspunkt für die Ermittlung der Höhe baulicher Anlagen. Die First-
höhe darf 7,5 m nicht überschreiten. 

c) Traufhöhe 

Die Traufhöhe der Gebäude wird gemessen von der Oberkante des fertigen Erd-
geschossfußbodens bis zur Oberkante der Traufe (Traufpunkt). Als Traufpunkt 
wird der Schnittpunkt zwischen der senkrechten Außenfläche (Oberfläche der Au-
ßenwand) und der Dachhaut bezeichnet. Die Traufhöhe darf 4,0 m nicht über-
schreiten 

3.2.3 Bauweise, Baugrenzen, überbaubare Flächen 

Die Bauweise wird als abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO fest-
gesetzt. Diese ist definiert wie die offene Bauweise, jedoch ist eine maximale Ge-
bäudelänge von 20,0 m festgesetzt.  

Zulässig sind nur Einzelhäuser.  
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WA 2: 

Die Festsetzungen im WA 2 entsprechen den Festsetzungen des Ursprungsbe-
bauungsplanes und werden mit dieser 1. Änderung nicht geändert. 

Im WA 2 wird das Maß der baulichen Nutzung mit der Zahl der Vollgeschosse 
Z = II, einer Grundflächenzahl GRZ = 0,3 sowie einer Geschossflächenzahl 
GFZ = 0,8 festgesetzt.  

Gemäß § 31 Abs. 1 BauGB sind kann die Baugenehmigungsbehörde im Einver-
nehmen mit der Gemeinde Bad Rothenfelde Ausnahmen von der Zahl der Vollge-
schosse zulassen, wenn es sich hierbei um Dachgeschosse handelt, die im Sinne 
des § 18 BauNVO in Verbindung mit § 2 Abs. 6 NBauO als Vollgeschosse gelten.  

3.2.4 Bezugspunkte/Höhe baulicher Anlagen 

a) Bezugspunkte 

Unterer Bezugspunkt für die Ermittlung der Höhe der baulichen Anlagen ist die 
Fahrbahnoberkante (Mittelachse) der nächstgelegenen Verkehrsfläche, gemes-
sen in der Mitte der geplanten, straßenseitigen Fassade des Hauptgebäudes. 
Steigt oder fällt das Gelände vom Bezugspunkt zur Mitte der straßenseitigen Ge-
bäudeseite, so ist die Höhe um das Maß der natürlichen Steigung oder des Gefäl-
les zu verändern.  

Oberer Bezugspunkt für die Ermittlung der Höhe der baulichen Anlagen ist die 
Firsthöhe (FH). Bei Gebäuden mit Flachdach gilt als oberer Bezugspunkt die Höhe 
der Attika. Wird keine Attika gebaut, ist der obere Bezugspunkt die Oberkante des 
Flachdaches an der Schnittstelle der Außenwand mit der Dachhaut. 

3.2.5 Bauweise, Baugrenzen, überbaubare Flächen 

Die Bauweise wird in den beiden Baugebieten WA 1 und WA 2 unterschiedlich 
festgesetzt: 

Im WA 1 gilt eine abweichende Bauweise. Diese ist definiert wie die offene Bau-
weise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO mit der Einschränkung, dass keine Gebäude 
entstehen dürfen, die länger als 20 m sind. 

Die Bauweise im WA 2 wird als offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO 
festgesetzt. 

Innerhalb der überbaubaren Bereiche darf der Abstand zwischen der der Straße 
zugewandten Hausfassade und der öffentlichen Straße 50 m nicht überschreiten. 

3.3 Verkehrsflächen, Erschließung 

Bei Bauvorhaben auf Baugrundstücken, die nicht direkt an eine öffentliche Ver-
kehrsfläche angrenzen, sind zur Gewährleistung einer gesicherten Erschließung 
gemäß § 30 Abs. 1 BauGB öffentlich-rechtliche Baulasten für Zu- und Durchgänge 
bzw. Zu- und Durchfahrten gemäß Landesbauordnung erforderlich.  

Die Zu- und Durchfahrten haben eine Mindestbreite von 3,5 m. Am Ende dieser 
Zu- und Durchfahrten ist eine Feuerwehraufstellfläche von mindestens 5 m Breite 
und 12 m Länge vorzuhalten. Sollte über eine Zu- und Durchfahrt mehr als ein 
Gebäude erschlossen werden, beträgt die Mindestbreite dieser Zu- bzw. Durch-
fahrt mindestens 5 m. Bei einer Zu- bzw. Durchfahrt in einer Breite von durchge-
hend mindestens 5 m kann auf eine separate Aufstellfläche für die Feuerwehr ver-
zichtet werden. 
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Erforderliche Anschlüsse an die Trinkwasserversorgung, Entwässerung sowie an 
die Strom-, Gas- oder Fernwärmeversorgung sind privatrechtlich mittels Dienst-
barkeiten zu sichern. 

3.4 Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen 

Garagen, überdachte Stellplätze (Carports) und Nebenanlagen im Sinne der §§ 12 
und 14 werden im Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB i.V.m. § 12 
Abs. 6 BauNVO dahingehend geregelt, dass sie auf dem gesamten Grundstück 
zulässig sind, da es sich um ein Gartengrundstück im Blockinnenbereich handelt 
und dadurch keine Prägung des Straßenraumes entsteht. 

3.5 Klimaschutz 

Durch die schrittweise Anpassung der EnEV und des angestrebten GebäudeEner-
gieGesetzes (GEG) wird Bauwilligen empfohlen, bereits vor Inkrafttreten dieser 
Regelungen am 01.01.2021 neue Gebäude als Niedrigstenergiegebäude zu er-
richten. 

Es wird empfohlen, Möglichkeiten zur Ladung von E-Bikes/Pedelecs und Elektro-
fahrzeugen bei der Planung zu berücksichtigen. 

Die Gemeinde Bad Rothenfelde bietet zurzeit hierzu sowie zu den Themenfeldern 
regenerative Energieversorgung und Fördermittel in Zusammenarbeit mit der Ver-
braucherzentrale eine Energieberatung an. 

4. Örtliche Bauvorschriften 
gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 84 NBauO  

Die Örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung sind gem. § 9 Abs. 4 BauGB 
i.V.m. § 84 NBauO als Festsetzungen in den Bebauungsplan eingeflossen. Sinn 
dieser baugestalterischen Festsetzungen ist es, städtebaulich wirksame Gestal-
tungselemente zu regeln. Städtebaulich wirksam sind Festsetzungen, die auf das 
Erscheinungsbild der geplanten Wohnsiedlung insgesamt Einfluss haben. Diese 
Festsetzungen sollen den Rahmen für eine einheitliche, aber nicht uniforme städ-
tebauliche Gestaltung setzen und sind so gewählt, dass den Bauherren ein Spiel-
raum bei der individuellen Gestaltung ihrer Gebäude verbleibt.  

4.1 Dachform 

Als Dachformen sind im WA 1 und WA 2 nur Sattel- oder Walmdächer zulässig. 
Diese örtliche Bauvorschrift soll sicherstellen, dass sich die neue Bebauung in das 
vorhandene Siedlungsbild einfügt. 

4.2 Dachneigung 

Im WA 1 sind Dachneigungen zwischen 20° und 40° zulässig. Somit sind im Blo-
ckinnenbereich auch eingeschossige Bungalows zulässig mit einem flachgeneig-
ten Dach. Dies entspricht der städtebaulichen Zielsetzung einer Reduzierung der 
baulichen Dichte für den inneren Bereich. 

Im WA 2 sind Dachneigungen zwischen 33° und 40° zulässig. Diese Dachneigun-
gen entsprechen den bewährten Festsetzungen des Ursprungsbebauungsplanes 
und werden beibehalten. 

Für Nebenanlagen und Garagen im Sinne der §§ 12 und 14 BauNVO sind im WA 1 
und WA 2 abweichend auch Flach- bzw. flachgeneigte Dächer bis 5° zulässig. 
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5. Verwirklichung des Bebauungsplanes 

5.1 Ver- und Entsorgung  

Der Änderungsbereich ist bereits voll erschlossen. Da es sich lediglich um eine 
Bebauung in zweiter Reihe handelt, kann diese an das bestehende Ver- und Ent-
sorgungsnetz der Gemeinde Bad Rothenfelde angeschlossen werden. 

Der Anschluss an die öffentliche Schmutz- und Regenwasserkanalisation ist ver-
pflichtend. 

Die Flächen der Nachverdichtung wurden bereits bei der Dimensionierung des Re-
genrückhaltebeckens Lindenallee berücksichtigt. Der Versiegelungsgrad von 0,4 
aus der wasserrechtlichen Genehmigung ist für den geänderten Bebauungsplan 
ausreichend. 

Durch den dauerhaft wasserführenden Palsterkamper Mühlenbach (Gewässer 
II. Ordnung) wird zugleich die leitungsunabhängige Löschwasserversorgung si-
chergestellt. Eine Entnahmemöglichkeit besteht von der Brücke Lindenallee. 

Die Anwohner der hinter liegenden Baugrundstücke haben ihre Mülltonnen am Ab-
fuhrtag am Birkenkamp oder am Erlenweg bereitzustellen. 

5.2 Wasserschutzgebiete 

5.2.1 Heilquellenschutzgebiet – Schutzzone I 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt im Heilquellenschutzgebiet „Bad 
Rothenfelde“ (NLWKN 19981101), Schutzzone I mit Beschluss vom 5. Mai 1959 
und Verordnung zur Änderung vom 19.06.1990 (Az.: 502 e.B.-62032-2). 

Für das Schutzgebiet gelten nachstehende Beschränkungen: 

Folgende Arbeiten dürfen nur mit vorheriger Genehmigung der unteren Wasser-
behörde des Landkreises Osnabrück vorgenommen werden, 

− Bohrungen und Aufgrabungen (auch im Zuge von Baumaßnahmen) mit einer 
Tiefe von 2,0 m und mehr, 

− Errichtung neuer und Erweiterung bestehender Wassergewinnungsanlagen, 

− Errichtung und Betrieb von Anlagen, die eine Versickerung von Wasser oder 
Abwasser in den Untergrund bezwecken (Sickerschächte, Schluckbrunnen), 

− Anlage von geschlossenen Siedlungen, 

− Lagerung von Müll und Schutt. 

5.2.2 Trinkwasserschutzgebiet – Schutzzone III A 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt im Verordnungsentwurf des 
Trinkwasserschutzgebiets, Schutzzone III A „Dissen – Bad Rothenfelde“ vom 
28.03.2012. 

Einleiten von Abwasser in den Untergrund: 

Abfließendes Niederschlagswasser aus Verkehrsflächen oder mit diesen ver-
gleichbaren Flächen (z. B. Hofflächen) in das Grundwasser ist beschränkt zuläs-
sig.  

Die Einleitung von Niederschlagswasser der Dach-, Hof- und Wegeflächen von 
Wohngrundstücken in den Untergrund ist zulässig. 

Bauen und Betreiben von Abwasserleitungen und -kanälen: 
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Für den Bau von Abwasserleitungen ist keine wasser- oder baurechtliche Geneh-
migung erforderlich (§§ 60 WHG, 99 NWG). 

Nach § 60 WHG sind Abwasseranlagen nach den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik so zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten, dass die Anforderun-
gen an die Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Insbesondere sind Lecka-
gen zu vermeiden. 

Die Schutzzone III soll den Schutz von weitreichenden Beeinträchtigungen, insbe-
sondere vor nicht oder nur schwer abbaubaren chemischen oder radioaktiven Ver-
unreinigungen gewährleisten. In der Schutzzone III ist das Durchleiten/Hinauslei-
ten von Abwasser deshalb unter Beachtung der notwendigen Maßnahmen zum 
Schutz der Gewässer grundsätzlich möglich. 

Das Durchleiten/Hinausleiten von Niederschlagswasser ist generell zulässig. 

5.3 Soziale Maßnahmen 

Soziale Maßnahmen werden bei der Durchführung des Bebauungsplanes nicht er-
forderlich. 

5.4 Bodenfunde/Denkmalpflege 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Boden-
funde gemacht werden, sind diese zu melden (Niedersächsisches Denkmalschutz-
gesetz vom 30.05.1978). 

Im Änderungsbereich des Bebauungsplans sind derzeitig keine Baudenkmäler im 
Sinne des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) bekannt. Blickbeziehungen 
und Fernwirkungen von und zu Baudenkmälern werden durch die Planung nicht 
berührt. 

5.5 Altlasten 

Im Geltungsbereich der 1. Änderung sind keine Altlasten bekannt. Der Gefahren-
verdacht kann daher vorbehaltlich der ordnungsbehördlichen Einschätzung als 
ausgeräumt gelten. 

6. Berücksichtigung der Umweltbelange 

Da es sich bei der vorliegenden Bauleitplanung um einen Bebauungsplan der In-
nenentwicklung im Sinne des § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB handelt, keine Anhalts-
punkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB ge-
nannten Schutzgüter vorliegen und keine Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung besteht, wird der Bebauungsplan im beschleunigten Ver-
fahren gemäß § 13a BauGB aufgestellt und gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 
Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend von der Durchführung einer Umweltprü-
fung und der Erstellung eines Umweltberichtes abgesehen. Auch die Festlegung 
und Durchführung von Kompensationsmaßnahmen wird gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 
BauGB nicht erforderlich, da Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes zu erwarten sind, als bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt 
oder zulässig gelten. 

Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 26 ist im gültigen 
Bebauungsplan als Allgemeines Wohngebiet mit einer GRZ von 0,3 ausgewiesen. 
Die Nutzung des Geltungsbereiches stellt sich entsprechend der bauleitplaneri-
schen Vorgaben als Wohngrundstücke mit Einzelhäusern und großen rückwärti-
gen Ziergartenflächen dar. Große Flächen der Gartenbereiche sind als Zierrasen 
mit vereinzelten Gehölzvorkommen ausgebildet. Im Übergangsbereich der zwei 
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westlichen Grundstücke stockt ein mittelalter Gehölzbestand, der sich vorwiegend 
aus Nadelbäumen von mittlerem Baumholz zusammensetzt.  

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes sieht die Erweiterung des überbaubaren 
Bereiches vor, um eine Bebauung der Gartenflächen in zweiter Reihe zu ermögli-
chen. Durch die Planung werden keine für den Naturraum wertvollen Bereiche in 
Anspruch genommen.  

Artenschutzrechtliche Belange 

Mit Einführung der Bestimmungen zum besonderen Artenschutz gemäß 
§§ 44 ff BNatSchG gelten auch für bauleitplanerisch zulässige Vorhaben im Sinne 
des § 18 Abs. 2 Satz 1 die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote. Somit ist auch 
in Bauleitplanverfahren die Betroffenheit streng geschützter Arten nach Anhang IV 
FFH-Richtlinie und europäischer Vogelarten zu prüfen 

Von einer essentiellen Bedeutung als Lebensraum für geschützte Tierarten ent-
sprechend § 44 Abs. 5 BNatSchG bzw. einer Zerstörung relevanter Tierlebens-
räume und einem Verstoß gegen artenschutzrechtliche Verbotstatbestände ist 
nicht auszugehen sofern folgende Vorgaben des Naturschutzrechtes zu Fäll- und 
Schnittzeitpunkten bestehender Gehölze beachtet werden: Die Beseitigung von 
Hecken, lebenden Zäunen, Gebüschen und anderen Gehölzen ist aus Gründen 
des allgemeinen Artenschutzes gemäß § 39 BNatSchG im Zeitraum zwischen dem 
1. März und dem 30. September nicht zulässig. Für Bäume im Bereich privater 
Hausgärten gilt diese Regelung nicht, wird jedoch aus Gründen des Besonderen 
Artenschutzes gemäß § 44 BNatSchG empfohlen. Anderenfalls ist vor Fäll- oder 
Schnittmaßnahmen sicherzustellen, dass das Gehölz nicht als Brut- oder Lebens-
stätte für Vögel oder Fledermäuse dient. Details sind im Rahmen der Baugeneh-
migung mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 
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II. Verfahrensvermerk 

Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 26 „Birkenkamp“ hat mit 
der Entwurfsbegründung gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ……………. bis 
……………. öffentlich ausgelegen. Das Ergebnis der Abwägung eingegangener 
Anregungen und Bedenken ist in den Bebauungsplanentwurf bzw. die Entwurfs-
begründung eingeflossen. 

Nach Prüfung der Anregungen und Bedenken hat der Rat der Gemeinde Bad Rot-
henfelde in seiner Sitzung am ……………. den Bebauungsplan Nr. 26 „Birken-
kamp“ sowie die Begründung beschlossen. 

 

Bad Rothenfelde, den ………….. 

Der Bürgermeister 

 

....................................... 
(Klaus Rehkämper) 
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